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Vielfalt bewahren. Arten erhalten.

Satzung
der

Stiftung Zoologischer Garten Berlin
(Fassung vom 09.11.2020)

§1
Name, Rechtsform und Sitz der Stiftung

Die Stiftung fuhrt den Namen
~otiftung Zoologischer Garten Berlin®.

Sie ist eine rechtsfahige Stiftung des burgerlichen Rechts und hat ihren Sitz in Berlin.

§2
Zweck der Stiftung

Zweck der Stiftung ist die Férderung der unter der Firma ,Zoologischer Garten Berlin Aktien-
gesellschaft* bestehenden gemeinnitzigen Gesellschaft, die ihrerseits Tierzucht, Tierschutz,
Bildung und Forschung férdert und die Erhaltung und Verbesserung des Zoologischen Gar-
tens in den der Gesellschaft vom Staat zur Benutzung Uberlassenen Flachen des ehemali-
gen Fasanengartens und des Tiergartens zu Berlin bezweckt.

Der Zweck wird verwirklicht durch die finanzielle Unterstiitzung der Zoologischer Garten Ber-
lin Aktiengesellschaft, deren satzungsmalfige Aufgabe es ist, die im Zoologischen Garten
und/oder in den weiteren Einrichtungen der Zoologischer Garten Berlin Aktiengesellschaft
gepflegten Tiere nach dem neuesten Stand tiergartnerischer Erkenntnisse zu halten, zu ver-
mehren und eine sinnvolle Auswahl von Tierformen fir padagogische Zwecke zur Anschau-
ung zu bringen, wobei ein Ausgleich der Verluste aus der vermdgensverwaltenden Tatigkeit
und aus den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschaftsbetrieben der Zoologischer Garten
Berlin Aktiengesellschaft ausgeschlossen ist. Die Zoologischer Garten Berlin Aktiengesell-
schaft will wissenschaftliche Forschung auf den Gebieten der Zoologie, der Tiermedizin und
der Tiergartenbiologie betreiben und férdern und naturwissenschaftliche Kenntnisse in allen
Bevdlkerungskreisen verbreiten und vertiefen. Dartber hinaus will sie den Artenschutz for-
dern, indem sie zur Erhaltung und Vermehrung bedrohter Arten beitragt, die Verhaltenswei-
sen und Lebensbedingungen solcher Arten im Rahmen der Tiergartenbiologie wissenschaft-
lich erforscht, mit anderen Institutionen gleicher Zielsetzung bei solchen Forschungen zu-
sammenarbeitet und die Forschungsergebnisse der Allgemeinheit zeitnah zuganglich macht.
Die Unterstutzung durch die Stiftung richtet sich unter anderem auf

a) die Erfullung der vorgenannten satzungsmafigen Aufgaben, insbesondere solche der
Arterhaltung und Tier- und Landschaftspflege sowie

b) die Durchfihrung von satzungsmaRigen Projekten, deren Auswahl dem Vorstand mit
Zustimmung des Stiftungsrats obliegt.

Der Vorstand kann aufgrund Beschlusses mit Zustimmung des Stiftungsrats den Zweck der
Stiftung auf die Férderung von mit der Zoologischer Garten Berlin Aktiengesellschaft geman
§§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen erstrecken, soweit diese ihrerseits gemeinnitzig
sind. § 15 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.
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§3

Gemeinniitzigkeit

Die Stiftung verfolgt ausschlief3lich und unmittelbar gemeinntitzige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts ,,Steuerbeglinstigte Zwecke* der Abgabenordnung.

Die Stiftung ist selbstlos tatig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
Mittel der Stiftung durfen nur fur die satzungsmaRigen Zwecke verwendet werden.
Ein Rechtsanspruch auf die Zuwendung von Stiftungsmitteln besteht nicht.

Niemand darf durch Ausgaben, die dem Stiftungszweck fremd sind, oder durch unverhaltnis-
mafig hohe Vergutungen begunstigt werden.

§4

Grundstockvermogen, Verwendung der Stiftungsmittel

Das Grundstockvermogen der Stiftung besteht im Zeitpunkt der Anerkennung aus einem An-
spruch gegen den Stifter auf Ubertragung von Barvermdgen in Héhe von 1.000.000,00 EUR.

Zuwendungen wachsen dem Grundstockvermdgen nur zu, soweit diese ausdricklich als Zu-
stiftungen bezeichnet werden oder nach den Umstédnden dazu bestimmt sind (,Zustiftun-

gen®).

Das Grundstockvermogen ist grundsatzlich ungeschmalert in seinem Wert zu erhalten. So-
weit wirtschaftlich sinnvoll, sind Vermégensumschichtungen zulassig. Bei dringendem Be-
darf kann in einzelnen Geschaftsjahren auf das Grundstockvermdgen selbst in Hohe eines
Anteils von jeweils bis zu 10 % des Vorjahresbestandes zurtickgegriffen werden, wenn der
Vorstand dies mit Zustimmung aller Mitglieder sowie Beschluss des Stiftungsrats, der einer
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen bedarf, beschlie3t. Die Ruckfuhrung
der einzelnen Entnahmen aus dem Grundstockvermdgen muss innerhalb der jeweils nachs-
ten drei Geschéftsjahre sichergestellt sein.

Das Grundstockvermdgen ist sicher und rentierlich anzulegen.

Die Stiftung darf im Rahmen der gemeinnutzigkeitsrechtlichen Vorschriften Ricklagen bilden
und kann freie Rucklagen dem Grundstockvermdgen zufuhren.

Die Ertrage des Stiftungsvermdgens und die ihm gemaR § 4.1 Satz 2 nicht zuwachsenden
Zuwendungen sind zur Erfullung des Stiftungszwecks zu verwenden.

Die Stiftung kann die Tragerschaft von nicht rechtsfahigen Stiftungen und die Verwaltung von
rechtsfahigen Stiftungen mit gleichem oder ahnlichem Zweck Gbernehmen.

§5
Rechnungslequng, Jahresabschlusspriifung

Geschéaftsjahr ist das Kalenderjahr.

Die Stiftung gestaltet ihre Rechnungslegung und die Jahresabschlussprifung nach den flr
Kapitalgesellschaften vergleichbarer GroRRenordnung geltenden Vorschriften, wobei fur die
Vergleichbarkeit allein auf die Bilanzsumme abgestellt werden soll. Der Vorstand hat die Stif-
tung durch einen Wirtschaftsprifer oder eine Wirtschaftsprifungsgesellschaft prifen zu las-
sen. Der vom Stiftungsrat zu erteilende Prifungsauftrag muss sich auch auf die Erhaltung
des Stiftungsvermogens sowie die satzungsgemalle Verwendung der Ertrage und etwaiger
Zuwendungen unter Erstellung eines Prifungsberichts im Sinne von § 8 Abs. 2 des Berliner
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Stiftungsgesetzes (StiftG BlIn) erstrecken. Der Stiftungsrat beschlie3t den Bericht Uber die
Erflllung des Stiftungszwecks und den von ihm gewidrdigten Prifungsbericht als Jahresbe-
richt.

§6

Organe und Gremien der Stiftung

Organe der Stiftung sind der Vorstand und der Stiftungsrat. Der Vorstand kann dariiber hinaus
als beratendes Gremium ein Kuratorium berufen.

§7
Gemeinsame Vorschriften fiir Vorstand, Stiftungsrat und Kuratorium

1. Der Vorstand, der Stiftungsrat und ein etwaiges Kuratorium werden von ihren Vorsitzenden
oder deren Stellvertreter(n) schriftlich unter Bezeichnung der Tagesordnung einberufen. Ver-
fugt der Vorstand lediglich Uber zwei Mitglieder, erfolgt die Einberufung mindestens durch ein
Vorstandsmitglied. Die Ladungsfrist fur den Vorstand betragt eine Woche und fir Stiftungsrat
und Kuratorium zwei Wochen. Sie kann bei Zustimmung aller Mitglieder des einberufenen
Gremiums verkirzt werden. Vorstand, Stiftungsrat und Kuratorium sind beschlussfahig,
wenn jeweils mehr als die Halfte der Mitglieder anwesend sind. An Beschlussfassungen im
Wege des schriftlichen Verfahrens, per Telefax oder per Email missen sich mindestens 2/3
der Mitglieder des einberufenen Organs oder Gremiums, darunter die Vorsitzenden oder
stellvertretenden Vorsitzenden, beteiligen.

2. Die Beschlusse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden oder der sich an einer
schriftlichen, per Videokonferenz oder per Telefax bzw. per Email oder in Kombination dieser
Verfahren erfolgenden Abstimmung beteiligenden Mitglieder gefasst, soweit die Satzung
nichts anderes bestimmt; ungultige Stimmen und Stimmenthaltungen bleiben aufler Be-
tracht. Sofern das entsprechende Gremium mindestens drei Mitglieder hat, gibt die Stimme
des Vorsitzenden bei Stimmengleichheit den Ausschlag.

3. Uber die Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen, die von dem Versammlungsleiter und
einem weiteren Mitglied zu unterschreiben und bei den Unterlagen der Stiftung aufzubewah-
ren sind. Beschlusse sind im Wortlaut festzuhalten. Jedes Vorstands-, Stiftungsrats- bzw.
Kuratoriumsmitglied erhalt eine Abschrift innerhalb von vier Wochen nach der Sitzung.

4. Uber das Ergebnis einer Abstimmung auRRerhalb einer Sitzung oder im kombinierten Verfah-
ren ist ein allen Mitgliedern des betreffenden Organs oder Gremiums unverzuglich zuzulei-
tendes Protokoll zu fertigen.

5. Die Mitglieder des Vorstands, des Stiftungsrats und des Kuratoriums haften nur bei vorsatz-
licher oder grob fahrlassiger Verletzung ihrer Sorgfaltspflichten.
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§8

Vorstand

1. Mitglieder des Vorstands sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder der Zoologischer Garten
Berlin Aktiengesellschaft. Eines gesonderten Berufungs- oder Abberufungsaktes bedarf es
nicht. Die Besetzung des Vorstandes der Zoologischer Garten Berlin Aktiengesellschaft ist
der Aufsichtsbehérde im Falle einer Anderung unverziglich nach Eintragung derselben im
Handelsregister durch Vorlage einer Ablichtung eines aktuellen Handelsregisterauszuges
nachzuweisen, die von einem zur Vertretung der Stiftung berechtigten Vorstandsmitglied ein-
zureichen ist.

2. Sofern der Vorstand aus mindestens drei Personen besteht, wahlt er aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

3. Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tatig. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer ange-
messenen Auslagen.

4. Die Mitglieder des Vorstands kdnnen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes vom Stiftungsrat
abberufen werden.

5. Scheidet ein Vorstandsmitglied wahrend seiner Amtsdauer aus, Ubernimmt ein anderes Vor-
standsmitglied sein Ressort, bis ein Nachfolger bestimmt ist.

§9

Aufgaben des Vorstandes

1. Der Stiftungsvorstand hat flir die dauernde und nachhaltige Erfillung des Stiftungszwecks
zu sorgen. Der Vorstand verwaltet die Stiftung nach MalRgabe dieser Satzung in eigener
Verantwortung. Er hat dabei den Willen des Stifters so genau und wirksam wie mdglich zu
erfillen. Die Vorstandsmitglieder sind zur gewissenhaften und wirtschaftlichen Verwaltung
des Stiftungsvermdgens und der sonstigen Mittel verpflichtet.

2. Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und auRergerichtlich. Er hat die Stellung eines
gesetzlichen Vertreters. Jedes Vorstandsmitglied ist einzelvertretungsberechtigt. Die Vor-
standsmitglieder sind von den Beschrankungen des § 181 BGB befreit.

3. Der Vorstand gibt sich eine Geschaftsordnung, die der Zustimmung des Stiftungsrats bedarf.

§10
Stiftungsrat

1. Der Stiftungsrat besteht aus mindestens sechs und héchstens zwolf Mitgliedern. Er setzt sich
aus Mitgliedern des Aufsichtsrats der Zoologischer Garten Berlin Aktiengesellschaft zusam-
men und kann darlber hinaus weitere sachkundige Personen umfassen.

2. Die Mitglieder des ersten Stiftungsrats sind im Stiftungsgeschaft berufen, sie kénnen durch
Beschluss des Aufsichtsrates der Zoologischer Garten Berlin Aktiengesellschaft abberufen
werden. Im Ubrigen werden die Mitglieder des Stiftungsrats durch den Aufsichtsrat der Zoo-
logischer Garten Berlin Aktiengesellschaft berufen und abberufen. Sofern ein Mitglied des
Stiftungsrats gleichzeitig Mitglied des Aufsichtsrats der Zoologischer Garten Berlin Aktienge-
sellschaft ist, endet seine Mitgliedschaft im Stiftungsrat dariber hinaus in jedem Falle gleich-
zeitig mit seiner Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der Zoologischer Garten Berlin Aktiengesell-
schaft.
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3. Der Vorsitzende des Stiftungsrats wird aus der Mitte seiner Mitglieder gewahlt. Dartber hin-
aus wahlt der Stiftungsrat aus seiner Mitte zwei stellvertretende Vorsitzende.

4. Der Stiftungsrat wird von seinem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter nach Bedarf, min-
destens aber einmal jahrlich einberufen.

5. Der Stiftungsrat kann sich eine Geschaftsordnung geben und zur Vorbereitung seiner Sit-
zungen Ausschisse bilden.

6. Die Mitglieder des Stiftungsrats sind ehrenamtlich tatig; Auslagen werden in angemessener
Hohe ersetzt.

§ 11
Aufgaben des Stiftungsrats

1. Der Stiftungsrat Uberwacht die Geschéftsfiihrung des Vorstandes und hat insbesondere da-
rauf zu achten, dass der Stiftungszweck dauernd und nachhaltig erfillt wird.

2. Neben den sonst in der Satzung genannten Zustandigkeiten des Stiftungsrats unterliegen
der Beschlussfassung durch den Stiftungsrat:

a) die Abberufung des Vorstandes aus wichtigem Grund sowie die diesen betreffende
Rechtsverhaltnisse,

b) der vom Vorstand aufgestellte Geschaftsplan, der einen kurz-, mittel- und langfristigen
operativen Rahmen einschlieRlich Budgetansatze beschreiben soll,

c) die Beauftragung des Abschlussprifers,

d) die Genehmigung des Jahresabschlusses,

e) der Jahresbericht gemaR § 5.2 der Satzung,

f) die Entlastung der Mitglieder des Stiftungsvorstandes.

3. Der Vorsitzende des Stiftungsrats zusammen mit einem weiteren Mitglied des Stiftungsrats
oder zwei vom Stiftungsrat Beauftragte vertreten gemeinsam die Stiftung gegeniiber dem
Vorstand und gegentiber dem Abschlussprifer.

§12
Kuratorium

1. Die Stiftung kann ein Kuratorium haben. Der Vorstand bestellt die Mitglieder des Kuratoriums
und beruft sie ab. Bestellung und Abberufung bedlrfen der Zustimmung des Stiftungsrats.
Soweit der Vorstand ein Kuratorium beruft, bestimmt er die Zahl und die Amtszeit seiner
Mitglieder. Die Amtszeit der vom Vorstand bestellten Mitglieder des Kuratoriums soll so be-
messen sein, dass jahrlich in der Regel nicht mehr als ein Drittel der Mitglieder des Kurato-
riums ausscheiden. Wiederberufung ist zulassig.

2. Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Stiftungsrats und Mitarbeiter der Stiftung kdnnen dem
Kuratorium nicht angehéren.

3. Das Kuratorium wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vor-
sitzenden, wenn diese Funktionen nicht bei der Berufung festgelegt wurden.

Das Kuratorium kann sich eine Geschaftsordnung geben.

Die Mitglieder des Kuratoriums sind ehrenamtlich tatig; Auslagen werden in angemessener
Hohe ersetzt.
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§13
Aufgaben des Kuratoriums

Das Kuratorium berat Vorstand und Stiftungsrat.

§14
Einberufung des Kuratoriums

1. Das Kuratorium wird von seinem Vorsitzenden oder von seinem Stellvertreter nach Bedarf,
mindestens einmal im Kalenderjahr einberufen.

2. Das Kuratorium kann auch von einem Viertel seiner Mitglieder, dem Stiftungsvorstand oder
dem Stiftungsrat einberufen werden, wenn eine angemessene Zeit seit deren schriftlich be-
grindetem Einberufungsantrag fruchtlos verstrichen ist.

§15
Satzungsédnderung

Die Stiftungssatzung ist durch Beschluss des Vorstands, der der Zustimmung aller Mitglieder
bedarf, sowie durch Beschluss des Stiftungsrats, der einer Mehrheit von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen bedarf, zu andern, wenn dies nach Auffassung von Vorstand und Stiftungsrat
wegen einer Veranderung gegenlber den im Zeitpunkt der Entstehung der Stiftung bestehenden
Verhaltnissen geboten ist; sie kann durch einen solchen Beschluss geandert werden, wenn dies
im Interesse der Leistungs- und Funktionsfahigkeit der Stiftung zweckmafig ist. Jede Satzungs-
anderung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehdrde gemaf § 17.3 der Satzung.

§16
Zweckinderung, Zusammenlegung, Auflésung

1. Der Stiftungszweck ist an die veranderten Verhaltnisse anzupassen, wenn die Aufgaben der
Stiftung wegfallen oder deren Erflllung nicht mehr sinnvoll ist. Der gednderte Zweck soll dem
urspriinglichen Stiftungszweck maglichst nahekommen. Der Anderungsbeschluss wird erst
mit Zustimmung der zustandigen Aufsichtsbehérde gemal § 17.3 der Satzung wirksam.
Flhrt die Anderung der Satzung zu einem Wegfall der Anerkennung der Gemeinniitzigkeit,
findet § 16.5 der Satzung Anwendung.

2. Die Stiftung kann mit einer anderen Stiftung nach freiem Ermessen des Vorstandes zu einer
neuen Stiftung mit ahnlichem Stiftungszweck im Wege der Zusammen- oder Zulegung ver-
einigt werden, wenn dies wegen einer wesentlichen Anderung der Verhaltnisse angezeigt
erscheint.

3. Die Stiftung kann aufgeldst werden, wenn der Stiftungszweck auf absehbare Zeit nicht erfuillt
werden kann und dies auch durch eine Anpassung des Stiftungszwecks_oder eine Vereini-
gung mit einer anderen Stiftung nicht moéglich ist. Die Stiftung kann ferner aufgelést werden,
wenn die jahrlichen Ertrage aus dem Grundstockvermdgen in drei aufeinander folgenden
Jahren den Betrag von jeweils 1,5 % des Grundstockvermogens unterschritten haben.

4. Die vorstehenden Mallnahmen bedirfen eines Beschlusses des Vorstandes mit Zustimmung
aller Mitglieder sowie der Zustimmung des Stiftungsrates, die einer Mehrheit von drei Vierteln
der abgegebenen Stimmen bedarf.
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5.

Im Falle der Aufldsung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall ihrer steuerbegtinstig-
ten Zwecke fallt ihr Vermdgen an die Zoologischer Garten Berlin Aktiengesellschaft, sofern
diese zum Zeitpunkt der Auflésung und Vermogenstibertragung als gemeinniitzig anerkannt
ist, andernfalls an das Land Berlin mit der Auflage, es ausschlief3lich und unmittelbar ftr
steuerbeglinstigte Zwecke im Sinne des Stiftungszwecks zu verwenden.

§17
Staatsaufsicht

Die Stiftung unterliegt der Staatsaufsicht Berlins gemafR den Vorschriften des Berliner Stif-
tungsgesetzes.

Die Mitglieder des Vorstands sind nach § 8 StiftG BlIn verpflichtet, der Aufsichtsbehérde

a) unverzuglich die jeweilige Zusammensetzung der Organe einschlie3lich der Verteilung
der Amter innerhalb der Organe anzuzeigen, zu belegen (Wahlniederschriften, Bestel-
lungsurkunden, Annahme- bzw. Rucktrittserklarungen oder sonstige Beweisunterlagen)
und die Anschrift der Stiftung und die Wohnanschriften der Mitglieder des Vorstands mit-
zuteilen.

b) sowie den nach § 5.2 der Satzung beschlossenen Jahresbericht einzureichen; dies soll
innerhalb von acht Monaten nach Schluss des Geschéaftsjahres erfolgen; der Stiftungs-
ratsbeschluss ist beizuflgen.

Beschlisse Uber Satzungsanderungen, die Aufhebung der Stiftung oder ihre Zusammenle-
gung mit einer anderen Stiftung bedtrfen der Genehmigung der Aufsichtsbehdrde. Die Ge-
nehmigung ist vom Vorstand bei der Aufsichtsbehdrde zu beantragen.

Berlin, den 09.11.2020

Stiftung Zoologischer Garten Berlin

Fassung vom 09.11.2020 Seite 7 von 7



	§ 1 Name, Rechtsform und Sitz der Stiftung
	§ 2 Zweck der Stiftung
	§ 3 Gemeinnützigkeit
	§ 4 Grundstockvermögen, Verwendung der Stiftungsmittel
	§ 5 Rechnungslegung, Jahresabschlussprüfung
	§ 6 Organe und Gremien der Stiftung
	§ 7 Gemeinsame Vorschriften für Vorstand, Stiftungsrat und Kuratorium
	§ 8 Vorstand
	§ 9 Aufgaben des Vorstandes
	§ 10
	Stiftungsrat
	§ 11 Aufgaben des Stiftungsrats
	§ 12 Kuratorium
	§ 13 Aufgaben des Kuratoriums
	§ 14 Einberufung des Kuratoriums
	§ 15 Satzungsänderung
	§ 16 Zweckänderung, Zusammenlegung, Auflösung

